
Dokumente zum Zeitgeschehen

Pro Asyl: Flüchtlinge schützen!
Wir sagen Nein zum Bonner Asylkompromiß

Das Grundrecht auf Asyl soll außer Kraft gesetzt werden: Wer über ein Nachbarland einreist,
soll zurückgeschickt werden. Nur wer mit einem Direktflug in der Bundesrepublik landet, hat
die Chance auf ein Asylverfahren. Wer aus einem angeblichen „Nichtverfolgerland" kommt,
auf den wartet ein kurzer Prozeß. Selbst Gerichte können Verwaltungsentscheidungen kaum
noch korrigieren. Unsere Demokratie ist in Gefahr. Der Gewalt von rechts dürfen Grundwerte
der Verfassung nicht geopfert werden.

Artikel 16 Absatz II Satz 2 Grundgesetz „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht" wurde als
Konsequenz aus der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft formuliert. Artikel 16 sollte
sicherstellen, daß politisch Verfolgte an deutschen Grenzen nicht abgewiesen werden. Das
verfassungsrechtlich geschützte Asylgrundrecht hat die internationale Rechtsentwicklung
gefördert. Das Asylrecht ist ein Menschenrecht. Eine notwendige europäische Harmonisie-
rung des Asylrechts muß dieses Menschenrecht zum Maßstab nehmen. Die vorgesehenen
Änderungen des Asylgrundrechts sollen nun dieses Menschenrecht beschränken. Das wäre
ein Rückschritt gegenüber unserer Geschichte.

Unser Land hat sich auf die weitere Aufnahme von Asylsuchenden, Ausländern und Aussied-
lern vorzubereiten. Asylverfahren müssen zügig, aber rechtsstaatlich einwandfrei durchge-
führt, Bürgerkriegs- und Kriegsflüchtlinge europaweit aufgenommen, Programme zur Beseiti-
gung von Fluchtursachen durchgesetzt und Integrationsmaßnahmen verstärkt werden.
Soziale Sicherheit, Arbeitsplätze und Wohnungen müssen für die gesamte Bevölkerung
geschaffen werden. Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages und die Mitglieder des
Bundesrates fordern wir auf, das Grundrecht „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht" (Artikel
16 II 2 GG) in vollem Umfang zu erhalten.
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